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Haußmann: Baden-Württemberg zum Impf-Musterland machen

Impfgipfel auch auf Landesebene.

 

Im Zusammenhang mit dem kritisierten Beginn der Impfaktion auch im Südwesten und der im Vergleich
niedrigen Impfquote von 2,5 Geimpften je 1.000 Einwohnern während Mecklenburg-Vorpommern
bereits auf den Wert von 7,1 komme, sagte der gesundheitspolitische Sprecher der Fraktion der FDP/DVP
im Landtag von Baden-Württemberg, Jochen Haußmann:

 

„Es muss der Anspruch von Gesundheitsminister Lucha sein, Baden-Württemberg zum Impf-Musterland
zu machen. Wir können uns nicht damit abfinden, dass andere Länder fast dreimal mehr impfen als wir.
Für mehr Schwung braucht es klare Kriterien und Transparenz, wie die Bundesvorgaben konkretisiert
werden. Dies fehlt bisher. Es muss klar sein, wer wann dran ist, vor allem in den Bereichen Gesundheit
und Pflege. Hier nenne ich die Stichworte ambulante Pflegedienste oder das Personal in Notfallpraxen.
Die Bürgerinnen und Bürger brauchen zudem eine Informationsstelle, die auch tatsächlich erreichbar ist.
Denn viele Menschen haben zu Recht Fragen zu den Impfungen und den Impfstoffen. Es darf kein Raum
für Desinformationen bleiben, die im schlimmsten Fall zu einer Impfmüdigkeit führen. Eine
funktionierende Terminreservierung ist zudem essenziell. Wer dauerhaft nicht ‚durchkommt‘ verzichtet
womöglich auf die Impfung. Es nützt wenig, wenn man in der Theorie Strukturen hat, die im Praxistest
durchfallen. Die Idee des Impfgipfels auf Bundesebene sollte auch im Land aufgegriffen werden.
Insbesondere vor dem Hintergrund der geplanten Öffnung von weiteren Impfzentren der Stadt- und
Landkreise am 15. Januar muss sichergestellt sein, dass dort auch ausreichend Impfstoffe vorhanden
sind und dort vollumfänglich gearbeitet werden kann. Ansonsten würde es zu Recht Kritik geben, wenn
mit Steuergeldern Impfzentren eröffnet werden, die dann möglicherweise nur in einem niedrigen
Prozentbereich ausgelastet sind.“


